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Antwort 
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Erhöhte Krebshäufigkeit bei Atomarbeitern 


Der Bundesminister des Innern - RS II 2 - 510 211/8 - hat mit 
Schreiben vom 23. Mai 1985 die Kleine Anträge namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Sind der Bundesregierung die erwähnten amtlichen Erhebungen an 
amerikanischen Atomarbeitern bekannt, die eine signifikante Erhö- 
himg verschiedener Krebserkrankungen infolge Strahlenbelastung 
zeigen, obwohl die zulässige Dosis von 5 rem pro Jahr im allgemei- 
nen nicht überschritten Avurde? 

Falls ja, wie bewertet die Bundesregierung die bisher bekannt- 
gewordenen Untersuchungsergebnisse? 

2. Sind der Bundesregierung die Untersuchungen an amerikanischen 
Werftarbeitern bekannt, die an Atom-U-Booten arbeiten, und die 
zum Ergebnis kommen, daß allein das Lungenkrebsrisiko um einen 
Faktor 20-200 unterschätzt wurde (vgl. Bross, Driscoll, The Yale of 
Biology and Medicine 54, 317, 1981)? 

Falls ja, wie bewertet die Bundesregierung diese Untersuchungen? 

3. Wann und in welcher Form gedenkt die Bundesregierung die Öffent- 
lichkeit und das Parlament über die genannten Untersuchungen zu 
informieren? 

4. Ist es zutreffend, daß nach den derzeitigen Plänen der Bundesregie- 
nmg zur Novellierung der Strahlenschutzverordnung die zulässige 
Belastung der Atomarbeiter im Bereich Knochenmark von 5 rem auf 
15 rem und im Hautbereich von bisher 30 rem auf 50 rem pro Jahr 
erhöht werden soll? 

5. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich die US-Atomenergie- 
Kontrollbehörde NRC gegen eine Erhöhung der zulässigen Strahlen- 
dosen ausgesprochen hat (vgl. Frankfurter Rundschau vom 7. 
Dezember 1984)? 

Falls ja, wie bewertet die Bundesregierung die Haltung des NRC? 
Falls nein, inwieweit wird in dieser Angelegenheit ein Erfahrungs- 
austausch mit dem NRC praktiziert bzw. angestrebt? 
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6. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Daten der o. g. offiziellen 
US-Studie die Grundlage abgeben soll für eine Senkung der zulässi- 
gen Grenzwerte in den US- Anlagen (vgl. Frankfurter Rundschau 
vom 7. Dezember 1984)? 

7. Welche Schlüsse gedenkt die Bundesregierung aus den o. g. US- 
Studien hinsichtlich der geplanten Novellierung der Strahlenschutz- 
verordnung zu ziehen, inwieweit sollen die neuen Befunde in die 
Diskussion um die Novellierung der Strahlenschutzverordnung ein- 
bezogen werden? 

8. Inwieweit wurde die o. g. DOE-Studie berücksichtigt bei der Grund- 
satzentscheidung der Bundesregierung vom 23. Januar 1985 zur 
Errichtung einer großtechnischen Plutoniumfabrik? 

Mit Unterstützung des Department of Energy (DOE) der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika wird seit Jahren der Zusammenhang 
zwischen ionisierender Strahlung und Krebsauslösung in epide- 
miologischen Studien untersucht. Die meisten dieser Untersu- 
chungen ergaben, daß bei der Einhaltung der international aner- 
kannten Grenzwerte für die Strahlenexposition kein vermehrtes 
Auftreten von Krebs zu erwarten ist. Eine Reihe von Arbeiten, bei 
denen ein solcher Zusammenhang behauptet wurde, ließ Zweifel 
daran, ob mit der gebotenen wissenschaftlichen Genauigkeit 
gearbeitet wurde. Häufig hielten die statistischen Methoden einer 
wissenschafüichen Überprüfung nicht stand. 

Eine Arbeitsgruppe der Oak Ridge Associated Universities/Uni- 
versity of North Carolina überprüft derzeit eine Reihe dieser 
Untersuchungen, die in jedermann zugänglichen Zeitschriften 
publiziert wurden. Das hierzu vorliegende Arbeitspapier sagt aus, 
daß in den meisten Fällen kein statistisch signifikanter Zusam- 
menhang zwischen Strahlung und Krebs gefunden werden kann. 
Eine Untersuchung, wonach Arbeiter, die Uranstaub ausgesetzt 
waren, gegenüber der weißen männlichen US-Bevölkerung eine 
erhöhte Lungenkrebsrate aufweisen sollen, zeigt wissenschaft- 
hche Ungenauigkeiten. Diese Arbeiten werden von den genann- 
ten Universitäten analysiert, als Arbeitszeitraum sind sieben Jahre 
angesetzt. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, daß die gegenwärtigen Grenzwerte 
der Strahlenexposition, die international anerkannt sind, eine 
Gefährdung der beruflich strahlenexponierten Personen aus- 
schließen. 

Die Bundesregierung hält bei der derzeitigen Novellierung am 
hohen Strahlenschutzstandard der Strahlenschutzverordnung 
fest. Die Ergebnisse jahrzehntelanger Untersuchungen im Strah- 
lenschutz, auch epidemiologischer Art, haben diesen hohen 
Strahlenschutzstandard ermöglicht, der auch bei der künftigen 
Errichtung von kerntechnischen Anlagen in vollem Umfang 
berücksichtigt wird. 
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